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BGH, Urt. v. 20.12.2012 – 3. StR 117/12 (BGHSt 58, 84) – 
§ 81 h StPO  – Zur Verwendbarkeit der im Zusammen-
hang mit einer molekulargenetischen Reihenuntersu-
chung gewonnenen Erkenntnis, dass der Verursacher der 
bei der Tat gelegten DNA-Spur wahrscheinlich mit einem 
der Teilnehmer der Untersuchung verwandt ist (sog. Bei-
nahetre"er).

A. Sachverhalt

Aufgrund des Verdachts einer schweren Stra!at gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung ordnete der Ermittlungs-
richter die Durchführung einer freiwilligen DNA-Rei-
henuntersuchung gemäß § 81 h StPO an. Obwohl diese 
Untersuchung keinen Tre"er ergab, konnte bei zwei ab-
gegebenen Proben zumindest eine hohe Übereinstim-
mung mit dem Spurenmaterial festgestellt werden. Ein 
solcher Beinahetre"er kann auf eine Verwandtscha! des 
Probengebers mit dem Täter hindeuten. Nachdem die 
betre"enden Proben von der Polizei entanonymisiert 
wurden, stellt sich heraus, dass sie zwei Brüdern stamm-
ten, von denen einer einen Sohn hatte. Auf Antrag der 
Staatsanwaltscha! ordnete der Ermittlungsrichter eine 
Entnahme von Körperzellen dieses Sohns nach § 81 a 
StPO an. Da sich diese Maßnahme nur gegen den Be-
schuldigten richten kann, hatte der BGH zu entscheiden, 
die beiden Beinahetre"er aus der Reihenuntersuchung 
einen Tatverdacht gegen den Sohn begründeten. Zu ent-
scheiden war also, ob die Verwendung der ursprüngli-
chen (freiwillig abgegebenen) Proben zur Feststellung 
einer möglichen Verwandtscha!sbeziehung mit dem Tä-
ter noch der Reichweite von § 81 h StPO entspricht oder 
dessen Grenzen überschreitet. Es geht also vor allem um 
die Frage, ob diese weitere Benutzung der Ergebnisse der 
Untersuchung außerhalb der Einwilligung der Proban-
den liegt bzw. gegen die im § 81 h IV Nr. 1 StPO enthal-
tene Norm verstößt.

B. Entscheidung

Der 3. Senat des BGH entschied, dass die weitere Ver-
wendung der Proben für die Feststellung des Täters die 
engen Grenzen von § 81 h StPO sprengt: § 81 h I und 
§ 81 g II 2 StPO verbieten es danach, das erlangte Iden-
ti#zierungsmuster für die Gewinnung weiterer Erkennt-
nisse als die Feststellung, ob es mit dem Spurenmaterial 
übereinstimmt, zu verwenden.1 Die die Durchführung 

 * Habilitand und Wiss. Mitarbeiter an der Goethe-Universität 
Frankfurt am Main.
1 BGH, Urt. v. 20.12.2012 – 3. StR 117/12, Rn 21. Vgl. dazu die Anm. 
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der Maßnahme von § 81 a StPO motivierende Erkennt-
nis (über die Verwandtscha!sbeziehung zwischen Pro-
bengeber und Täter) wurde aus diesem Grund rechts-
widrig gewonnen.

Dies führte aus Sicht des BGH allerdings nicht zu einem 
Beweisverwertungsverbot. Basis dafür ist die so genann-
te Abwägungslehre des BGH: Es muss „nach den Um-
ständen des Einzelfalls unter Abwägung aller maßgeb-
lichen Gesichtspunkte und widerstreitenden Interessen“2 
entschieden werden, ob ein Rechtsverstoß bei der Be-
weisgewinnung zu einem Beweisverwertungsverbot 
führt. Ausschlaggebend in diesem Zusammenhang ist 
die P%icht zur Wahrheitserforschung, so dass ein Be-
weisverwertungsverbot stets eine Ausnahme darstellt.3 
Als entscheidend wurde die Tatsache angehen, dass die 
Rechtslage für die Ermittlungsbehörden unklar gewesen 
sei: Der Gesetzgeber habe keine klaren Regeln für den 
Umgang mit den Beinahetre"ern formuliert4 − eine An-
sicht, die im Hinblick auf den Wortlaut des § 81 h StPO 
als durchaus diskutabel erscheint.5 Mit dieser BGH-Ent-
scheidung, die von BVerfG bestätigt wurde6, wurde jene 
Unklarheit jedoch höchstrichterlich behoben.

C. Aktuelle Rechtslage

§ 81 h StPO regelt die DNA-Reihenuntersuchung im 
deutschen Strafverfahren. Nach dieser Regelung ist es 
erlaubt, Personen (mit ihrer Einwilligung) Körperzellen 
zu entnehmen, molekulargenetisch zu untersuchen und 
das erlangte DNA-Identi#zierungsmuster mit den Spu-
ren der Tat abzugleichen.7 Die Besonderheit dieser Re-
gelung besteht darin, dass es hierbei nicht um Eingri"e 
in Rechte eines Beschuldigten geht (wie etwa bei §§ 81 a 
und 81 b StPO), sondern um Eingri"e in Rechte von po-
tentiellen Verdächtigen − besser gesagt: um Eingri"e in 
Rechte von einer Vielzahl von Personen, die aufgrund 
allgemeiner Eigenscha!en als mögliche Täter erscheinen 
könnten. Man spricht in diesem Zusammenhang von 

von Lö"elmann, JR 2013, 270 und Jahn, JuS 2013, 470, sowie die Be-
sprechung von Kanz, ZJS 5/2013, 518.
2 BGH, Urt. v. 20.12.2013 – 3 StR 117/12, Rn 31.
3 Es ist nicht das Ziel des vorliegenden Textes, eine Analyse bzw. ei-
ne Kritik dieser Lehre vorzunehmen. Dazu vgl. Roxin/Schünemann, 
Strafverfahrensrecht, 27. Au%., 2012, 24/30 ". (S. 172 ".).
4 BGH, Urt. v. 20.12.2012 – 3. StR 117/12, Rn 38.
5 Vgl. die Kritik in Jahn, JuS 2013 (Fn. 1), 472.
6 BVerfG, 2 BvR 616/13 - Beschluss vom 13. Mai 2015 (= HRRS 2015, 
Nr. 824); vgl. Jahn, JuS 2013 (Fn. 1), 472.
7 Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht (Fn. 2), 33/33 (S. 274); 
KK-StPO/Senge, 7. Au%., 2013, § 81 h Rn. 1.
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einem „Täterpro#l“.8 Die Maßnahme nach § 81 h StPO 
setzt eine Reihe von Bedingungen voraus:

 – Verdacht eines Verbrechens gegen das Leben, die kör-
perliche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder 
die sexuelle Selbstbestimmung: Die Tat muss eine be-
stimmte Schwere kennzeichnen, die die Durchführung 
der Maßnahme nicht unverhältnismäßig erscheinen 
lässt (§ 81 h I StPO).

 – Schriftliche Einwilligung des Betroffenen (§ 81 h I 
StPO): Eine solche impliziert die Vermeidung jeden 
psychischen Zwangs oder Drucks,9 was in bestimmten 
(vielleicht sogar den meisten) Fällen fraglich ist10 – man 
denke etwa an kleine Städte, in denen die Anzahl der 
Probanden übersichtlich ist.

 – Schri!liche Belehrung über die Einwilligung (§ 81 h 
IV StPO): Dabei sollen sie auch darüber belehrt werden, 

„dass die entnommenen Körperzellen ausschließlich für 
die Untersuchung nach Absatz 1 verwendet und unver-
züglich vernichtet werden, sobald sie hierfür nicht mehr 
erforderlich sind“ (§ 81 h IV Nr. 1 StPO, Hervorhebung 
A.M.). Dies entspricht der Regelung von § 81 g II 1 StPO, 
in der es um DNA-Tests bei einem Beschuldigten geht 
und die von § 81 h III StPO in Bezug genommen wird. 
§ 81 g II 2 normiert, dass bei der DNA-Untersuchung 
weitere als die zur Ermittlung des Identi#zierungsmus-
ters und des Geschlechts erforderlichen Feststellungen 
ausgeschlossen sind.

 – Schri!liche gerichtliche Anordnung (§ 81 h II StPO).

D. Stellungnahmen in der Literatur

Inzwischen hat sich die wissenscha!liche Literatur, die 
diese Entscheidung kommentiert, analysiert und kriti-
siert, wesentlich vermehrt. Die Positionen lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: Entweder wird der Entscheidung 
in ihrem ganzen Umfang zugestimmt11 oder sie wird für 
ihre Auslegung des § 81 h StPO kritisiert12 oder aber da-
für gelobt, die Ablehnung eines Beweisverwertungsver-
bots aufgrund der Abwägungslehre jedoch für unrichtig 
erklärt.13 Konzentrieren wir uns auf die beiden letzten 
Tendenzen, die hier in ihren Hauptargumenten grob zu-
sammengefasst werden:

8 KK-StPO/Senge (Fn. 7), § 81 h Rn. 3.
9 Vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 58. Au%., 2015, § 81 h Rn. 6.
10 Kretschmer, HRRS 2012, 183, 185 di"erenziert zwischen dem ver-
botenen rechtlichen Druck und einem sozialen oder moralischen 
Druck. Von einem sozialen Druck – der allerdings nicht der Regelfall 
sein sollte – spricht auch Rogall, JZ 18/2013, 874, 878.
11 Vgl. etwa Busch, NJW 2013, 1771.
12 Rogall, JZ 18/2013 (Fn. 10), 874; Magnus, ZRP 2015, 13; dies., ZStW 
126 (2014), 695; MüKo-StPO/Trück, 1. Au%. 2014, § 81 h Rn. 17.
13 Jahn, JuS 2013, 470 (Fn. 1); Swoboda, StV 2013, 461.

I. Kritik der Auslegung von § 81 h StPO durch 
den BGH
Der Kritik liegt vor allem die Annahme zugrunde, dass 
§ 81 h I StPO keine Zweckbindungsklausel enthalte.14 Es 
handele sich lediglich um eine Erforderlichkeitsklau-
sel, deren Sinn darin besteht, erstens den Reihengentest 
auf das Anlassverfahren zu beschränken, zweitens die 
Sammlung des DNA-Musters in einer Datenbank auf 
Vorrat zu vermeiden, drittens zu verhindern, dass die 
entnommenen Körperzellen der Forschung zugänglich 
gemacht werden.15 Das heißt: Ziel der Vorschri! soll es 
sein, mögliche Ängste der Probanden bezüglich der Ver-
wertung der Daten zu beseitigen bzw. sie zu einer Teil-
nahme am Test zu motivieren, die Maßnahme unter 
richterlichen Kontrolle zu halten16 und zuletzt den Mas-
sentest auf die Au'lärung einer spezi#schen Stra!at zu 
beschränken.17 

Weiterhin wird die Bezugnahme auf die Regelung des 
§ 81 g II 2 StPO als Argument für eine restriktive Inter-
pretation kritisiert.18 Diese Norm begründe kein Verbot 
der Verwertung des Beinahetre"ers: „Dieses Untersu-
chungs- und Feststellungsverbot soll […] nur gewähr-
leisten, dass allein eine Gewinnung von DNA-Identi#-
zierungsmustern unter Einschluss der Bestimmung des 
Geschlechts erfolgt und Untersuchungen, die etwa auf 
die Erstellung eines ‚Persönlichkeitspro#ls’ gerichtet wä-
ren, unterbleiben.“19 Da die Vorschri! kein ausdrückli-
ches Verbot der Verwertung des Beinahetre"ers enthält, 
emp#ehlt Rogall eine teleologische Auslegung des § 81 h 
StPO in dem Sinne, dass diese Verwertung erlaubt ist. 
Nach Magnus spricht ein Vergleich mit anderen Ermitt-
lungsmethoden der StPO (nämlich der Beschlagnahme 
nach § 108 I 1 StPO, der Zulässigkeit der Datenüber-
mittlung gemäß § 477 II 1, der Rasterfahndung gemäß 
§§ 98 a, 98 b StPO und der Telekommunikationsüberwa-
chung gemäß §§ 100 a, 100 b StPO) für eine Verwertung 
des Beinahetre"ers.20

II. Argumente für eine restriktive 
Auslegung des § 81 h StPO bezüglich des 
Beinahetreffers und die Frage nach dem 
Beweisverwertungsverbot 
Das Hauptargument für die vom BGH begründete restrik-
tive Auslegung des § 81 h StPO geht vom Wortlaut des Ge-
setzes und von der Anerkennung einer Zweckbindungs-
klausel aus:21 Die Durchführung des Massengentests 
14 Rogall, JZ 18/2013 (Fn. 10), 879 f.; Magnus, ZRP 2015 (Fn. 12), 14 f.; 
dies., ZStW 126 (2014) (Fn. 12), 714.
15 Rogall, JZ 18/2013 (Fn. 10), 879 f.; MüKo-StPO/Trück (Fn. 14), 
§ 81 h, Rn. 17.
16 Rogall, JZ 18/2013 (Fn. 10), 877 f.
17 Rogall, JZ 18/2013 (Fn. 10), 879.
18 Magnus, ZRP 2015 (Fn. 12), 14 f.
19 Rogall, JZ 18/2013 (Fn. 10), 880.
20 Magnus, ZRP 2015 (Fn. 12), 14; näher zu einer „systematischen 
Auslegung“ dies., ZStW 126 (2014) (Fn. 12), 703. 
21 Vgl. Lö"elmann, JR 2013 (Fn. 1), 277.
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ziele nämlich ausschließlich auf einen Vergleich des DNA-
Identi#zierungsmusters des Probanden mit dem Spuren-
material, nicht jedoch auf eine Suche von Verwandten des 
Täters.22 Auch die Regelung zur Belehrung des Probenge-
bers im § 81 h IV StPO führe zu demselben Ergebnis; an-
derenfalls müsste diese Belehrung auf den Hinweis erwei-
tert werden, dass die Maßnahme möglicherweise zu einer 
Identi#zierung eines Verwandten des Probanden benutzt 
werden kann.23 Für diese Interpretation spreche sowohl 
eine systematische Auslegung im Hinblick auf §§ 81 a I, 
81 e I 1, 81 c I, 2 StPO24 als auch die Regelung von § 81 g II 1 
StPO.25 Kritik verdiene das BGH-Urteil jedoch insofern, 
als es auf die Abwägungslehre zurückgreife, um die Ent-
scheidung der Vorinstanz praktisch zu bestätigen.26 Die-
se „gefährliche Bresche in Bastion des grundgesetzlichen 
Freiheitsschutzes“27 führe dazu, dass der Einzelne die Last 
für einen Irrtum des Staates tragen müsse.

III. Bewertung
Der dargelegte Meinungsstreit hat exemplarischen Cha-
rakter. Konfrontiert werden zwei Verständnisse des 
Strafprozesses: Das erste verleiht der E(zienz des Straf-
verfahrens und der Suche nach der materiellen Wahr-
heit einen deutlichen Vorrang, während das zweite dem 
Grundrechtsschutz Priorität zuerkennt. Vor allem geht 
es darum, Auslegung des Strafverfahrenssystems als 
eine positive, a(rmative oder aber eine negative, kriti-
sche Aufgabe zu verstehen.28 Der Rückgri" auf die Inten-
tion des Gesetzgebers hil! hier nicht weiter – dass beide 
Positionen sich auf die Intention des Gesetzgebers beru-
fen, stellt dies mit jeder Deutlichkeit dar. Eine kritische 
Auslegung des Strafverfahrens ist jedoch dann nicht 
möglich, wenn man all das strafprozessual für erlaubt 
hält, was nicht ausdrücklich verboten ist − demgegen-
über wäre die entgegenstehende Sichtweise (wonach all 
das strafprozessual verboten ist, was nicht ausdrücklich 
gesetzlich erlaubt wird) für ein a(rmatives Modell kon-
traproduktiv. 

Es handelt sich freilich nicht um eine Alternative, für die 
man sich beliebig entscheiden kann. Es geht vielmehr 
um die grundsätzliche Frage, ob persönliche Rechte, die 
durch die Verfassung und durch Menschenrechtsnor-
men geschützt werden, kriminalpolitischen Absichten 
(in Form einer teleologischen Auslegung) weichen müs-
sen. Mit ihrer Formulierung ist die Frage bereits beant-
wortet: In einem System der verfassungsmäßigen und 
22 Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 463; Jahn, JuS 2013 (Fn. 1), 471. 
23 Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 464.
24 Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 464 f.
25 Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 463.
26 Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 469; Jahn, JuS 2013 (Fn. 1), 472.
27 Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 469.
28 Vgl. Martins, Strafrechtsauslegung als Strafrechtsbegrenzung, in: 
Asholt/Kuhli (Hrsg.), Stra)egründung und Strafeinschränkung als 
Argumentationsmuster, 2017, S. 41 ". (im Erscheinen). Zu einer ähnli-
chen Konzeption von zwei Modellen des Strafrechts vgl. Naucke, Ne-
gatives Strafrecht, 2015, passim.

menschenrechtsfreundlichen Interpretation des Straf-
verfahrens hat der Schutz der Rechtssphäre der Per-
son Vorrang. Jeder fernere Eingri" muss nicht nur ra-
tional gerechtfertigt werden, sondern einen deutlichen, 
unmissverständlichen Anhaltspunkt im Gesetz #nden. 
Menschenrechtseingri"e im Rahmen des Strafverfah-
rens sind bereits Ausnahmen im System des Menschen-
rechtsschutzes. Massengentests sind, wie allgemein 
anerkannt, eine besondere, das heißt: noch rechtferti-
gungsbedür!igere Ausnahme. Eine nicht ausdrücklich 
im Gesetz erlaubte Erweiterung dieser Ausnahme – sei 
es in der Art ihrer Durchführung, sei es in der Finalität, 
die ihr verliehen wird – sollte gar nicht in Frage kommen. 
Was übrigens vermieden werden sollte, ist eine (oppor-
tunistische) Kombination beider Modelle – denn im Er-
gebnis wird das eingri"seinschränkende typischerweise 
dem e(zienzprivilegierenden Modell weichen. So ist die 
Anerkennung des rechtswidrigen Charakters einer Maß-
nahme wehrlos gegenüber der Überlegung, ein krimi-
nalpolitisch unerwünschtes Ergebnis zu vermeiden. Der 
Menschenrechtsschutz und ein restriktives System der 
Strafverfahrensauslegung müssen ernst genommen wer-
den. Im hiesigen Fall bedeutet dies: Die Anerkennung 
des rechtswidrigen Charakters der Verwertung des Bei-
nahetre"ers sollte unmissverständlich zu einem Beweis-
verwertungsverbot führen. 

E. De lege ferenda-Vorschläge und der 
„Entwurf eines Gesetzes zu einer effektiveren 
und praxistauglicheren Ausgestaltung des 
Strafverfahrens“

Die Rechtslage wird jedoch überwiegend als problema-
tisch betrachtet. De lege ferenda bedürfe es einer neu-
en Regelung – so die Schlussfolgerung eines erheblichen 
Teils der Literatur. Dies betri* vor allem die ausdrück-
liche Anerkennung der Möglichkeit der Verwertung 
von sogenannten Beinahetre"ern für das Strafverfah-
ren – nicht zuletzt, um jeden Zweifel diesbezüglich zu 
beseitigen.29 Den Hintergrund solcher Vorschläge bildet 
freilich die Idee, dass „zentrales Anliegen des Strafpro-
zesses […] die bestmögliche Ermittlung des Sachverhalts 
sein [muss].“30 Zum Teil wird sogar radikaler argumen-
tiert und für eine Abscha"ung der Erforderlichkeit einer 
freiwilligen Mitwirkung plädiert.31 Diese Argumentati-
on basiert auf der Idee, dass jeder – als Teil einer Rechts-
gemeinscha!  – zur Solidarität gegenüber dem Opfer 
verp%ichtet sei, wozu auch die Mitwirkung an einer Rei-
henuntersuchung gehöre.32 Dass ein solches kollektivis-
tisches Verständnis von rechtlicher Solidarität und ihre 
29 Vgl. Busch, NJW 2013 (Fn. 11),1774; Magnus, ZRP 2015 (Fn. 12), 15; 
Lö"elmann, JR 2013 (Fn. 1), 280; für eine allgemeine Überprüfung der 
gesamten Vorschri!en, die die DNA-Analyse im Strafverfahren regeln, 
plädiert Rogall, JZ 18/2013 (Fn. 12), 880.
30 Busch, NJW 2013 (Fn. 11), 1774.
31 MüKo-StPO/Trück (Fn. 12), § 81 h, Rn. 20.
32 MüKo-StPO/Trück (Fn. 12), § 81 h, Rn. 20.
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absolute Priorisierung vor der individuellen Rechtssphä-
re rechtsstaatlich höchst problematisch, für ein liberales 
Verständnis des Strafverfahrens dysfunktional ist, muss 
hier nicht betont werden.

Im Sinne einer solchen vermeintlichen Neuregelungsbe-
darfs ist ein Gesetzentwurf entstanden, durch den eine 
Änderung der Rechtslage bezüglich der DNA-Reihenun-
tersuchungen vorgenommen werden soll:33 Explizit vor-
gesehen wird die Möglichkeit, dass das im Rahmen ei-
ner Reihenuntersuchung erlangte Ergebnis auch für die 
Identi#zierung von Verwandten verwertet wird − auch 
die Belehrungsp%ichten nach § 81 h IV 2 StPO sollen ent-
sprechend geändert werden.

F. Ausblick

Es bleibt abzuwarten, inwieweit dieser Gesetzesvor-
schlag umgesetzt wird. Jedoch kann bereits jetzt zweier-
lei festgehalten werden:

Erstens wäre die Einführung einer erweiterten Beleh-
rung über die mögliche Verwertung des erlangten Mate-
rials zur Identi#zierung von nahen Verwandten in jedem 
Fall zu begrüßen. Selbst wenn die Interpretation zuträ-
fe, wonach die Verwertung von Beinahetre"ern bereits 
nach aktueller Rechtslage erlaubt ist, so wäre die aktuel-
le strafprozessuale Regelung jedenfalls aufgrund der ge-
genwärtig eingeschränkten Belehrungsp%icht mangel-
ha!. Letztlich erweist sich der hier diskutierte Fall damit 

33 Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Ver-
braucherschutz eines Gesetzes zur e"ektiveren und praxistauglicheren 
Ausgestaltung des Strafverfahrens.

auch als ein Problem der Freiwilligkeit der Teilnahme an 
DNA-Reihenuntersuchungen.

Zweitens bedeuten die gesetzgeberischen Vorschläge ei-
nen weiteren Schritt in Richtung einer sogenannten Ef-
fektivierung des Strafverfahrens. Dies geschieht unter 
grober Vernachlässigung der individuellen Rechtssphäre. 
Auch wenn verfassungsrechtliche und menschenrecht-
liche Vorgaben zum Persönlichkeitsrecht34 und zum 
Schutz der Privat- und Familiensphäre gegen diese Stoß-
richtung sprechen,35 genießen sie keine besondere Wert-
schätzung vor der kriminalpolitischen Tendenz einer 
Erweiterung von Ermittlungsmethoden zuungunsten 
der individuellen Freiheit. Die Befürworter solcher Ten-
denzen lassen sich nicht von der Tatsache beeindrucken, 
dass es in diesen Fällen nicht einmal um Beschuldigte 
geht. Wissenscha!liche Re%exion kann kriminalpoliti-
schen Tendenzen allenfalls begrenzt entgegenwirken. Es 
gehört aber zu ihrer Aufgabe, solche Tendenzen und ihre 
reale Bedeutung in aller Deutlichkeit darzustellen.
34 Vgl. zum Art. 2 I GG in seiner Ausprägung als Recht auf informati-
onelle Selbstbestimmung, Art. 2 I GG i. V. m. Art. 1 I GG Swoboda, StV 
2013 (Fn. 13), 466 f.
35 Zur „Nähe des Eingri"s zum Kernbereich privater Lebensgestal-
tung durch das familial searching“ vgl. Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 
469; spezi#sch zum Persönlichkeitsrecht in seiner Ausprägung als 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 I GG i. V. m. Art. 1 
I GG) vgl. Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 466 f.; zum Schutz der Privat- 
und Familiensphäre im Art. 8 EMRK vgl. Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 
467 f., 469. Dass es letztendlich mit der Aufopferung von Grundrech-
ten zugunsten kriminalpolitischer Interesse zumindest gerechnet 
wird, konzediert auch der Entwurf: „Selbst wenn man deshalb von ei-
nem Eingri" in die informationelle Selbstbestimmung ausgehen wür-
de, wäre dieser jedenfalls durch das hoch zu gewichtende staatliche In-
teresse an der Au'lärung und Verfolgung von (schweren) Stra!aten 
gerechtfertigt.“ (Entwurf eines Gesetzes zu einer e"ektiveren und pra-
xistauglicheren Ausgestaltung des Strafverfahrens, S. 28). 

Andreas Ra"einer*

Italiens Verfassungsreform: Zurück zum Zentralismus

Am 4. Dezember 2016 ist es soweit. Italien schreitet im 
Rahmen einer Volksabstimmung zu den Urnen. Dabei 
geht es um die Verfassungsreform. Gewinnt das Ja, wird 
Italien zentralisiert, die Regionen weitgehend entmachtet 
und der Senat in eine unwichtige Regionalkammer um-
gewandelt. Und nebenbei droht der angeblich weltbesten 
Autonomie Südtirols ein irreparabler Schaden. Nicht nur 

der Verfasser dieser Abhandlung, selbst ein Südtiroler, 
blickt sehr besorgt in die Zukun#. Aufgrund der besseren 
Lesbarkeit hat der Verfasser außerdem der vorliegenden 
Abhandlung auf Fußnoten verzichtet. Dennoch hat er eine 
interessante, weiterführende Literaturliste zusammenge-
stellt, welche am Ende des Beitrags zu $nden ist.

Der Wind aus Rom wird rauer

In Südtirol tagt derzeit ein eigens ins Leben gerufener 
Konvent an der Überarbeitung des Autonomiestatuts 
aus dem Jahr 1972. Rom hat nichts Besseres zu tun, als 
der „eigensinnigen Provinz Bozen“ den Wind aus den 

 * Der Autor ist Doktorant der Geschichte am Institut für Geschichts-
wissenscha!en und Europäische Ethnologie an der Universität Inns-
bruck, außerdem Buch- und Gastautor, freiberu%icher Redakteur, Re-
ferent und Rezensent. Neben der österreichischen Geschichte, Zeitge-
schichte und der Geschichte der Neuzeit umfasst sein Interessengebiet 
auch die Rechtsgeschichte, das Völker- und Europarecht, sowie die Po-
litikwissenscha!en und die Verfassungsgeschichte.


